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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

20.12.2023 

Geschäftszahl 

Ro 2021/03/0032 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ro 2021/03/0033 

Ro 2021/03/0034 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2018/03/0031 E 6. März 2019 RS 12 (hier: nur die ersten zwei Sätze) 

Stammrechtssatz 

Jedes im Rahmen seiner Zuständigkeit angerufene nationale Gericht als Organ des Mitgliedstaates ist 
verpflichtet, in Anwendung des in Art. 4 Abs. 3 EUV niedergelegten Grundsatzes der Zusammenarbeit 
das unmittelbar geltende Unionsrecht uneingeschränkt anzuwenden und die Rechte, die es den Einzelnen 
verleiht, zu schützen. Ist es nicht möglich, die volle Wirksamkeit des Unionsrechtes im Wege einer 
unionsrechtskonformen Auslegung des nationalen Rechts sicherzustellen, so hat ein innerstaatliches 
Gericht für die volle Wirksamkeit dieser unionsrechtlichen Normen im Wege des Anwendungsvorrangs 
Sorge zu tragen, indem es jede möglicherweise entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts aus 
eigener Entscheidungsbefugnis unangewendet lässt. Ausgehend davon trifft die VwG und die 
Verwaltungsbehörden insbesondere die Verpflichtung, im Anwendungsbereich des Unionsrechts die 
einschlägigen Rechtsvorschriften der Union zu identifizieren und deren Sinn auch anhand der 
Rechtsprechung der Gerichte der Europäischen Union, insbesondere des EuGH, der letztlich zur 
Auslegung der Rechtsvorschriften der Europäischen Union zuständig ist (vgl. Art. 267 AEUV), zu 
erfassen. Auf dieser Grundlage ist der Inhalt der österreichischen Rechtsvorschriften zu klären, die damit 
im Zusammenhang stehen. Dies betrifft insbesondere solche österreichischen Rechtsvorschriften, die 
unionsrechtliche Vorgaben umsetzen (vgl. etwa jüngst VwGH 10.10.2018, Ra 2017/03/0108, mwN). 
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